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Stadt Marsberg 
Der Bürgermeister 

Bekanntmachung über die Digitalisierung der Denkmalliste der Stadt Marsberg 

Auf Grundlage des Gesetzes über den Zugang zu digitalen Geodaten Nordrhein­
Westfalen (Geodatenzugangsgesetz -GeoZG NRW) vom 17. Februar 2009 ist die 
Stadt Marsberg verpflichtet, bestimmte Geodaten öffentlich einsehbar zur Verfügung 
zu stellen. Die Denkmalliste der Stadt Marsberg gehört hierzu. 

Gern. § 3 Abs. 5 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nord­
rhein-Westfalen vom 11.03.1980 steht die Denkmalliste hinsichtlich der Eintragung 
von Baudenkmälern und ortsfesten Bodendenkmälern jedermann zur Einsicht offen. 
Hinsichtlich der Eintragung von beweglichen Denkmälern ist die Einsicht nur dem 
Eigentümer und den sonst dinglich Berechtigten oder von ihnen besonders Ermäch­
tigten gestattet. 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nord­
rhein-Westfalen (MHKB) hat hierfür im November 2019 ein Geoinformationssystem 
zur Verfügung gestellt, um diesen Service in allen Kommunen bereitzustellen und 
dabei die rechtlichen Rahmenbedingungen der EU sowie die Sicherheit des Daten­
schutzes zu gewährleisten. Ab dem 01.05.2020 wird bei der Stadt Marsberg mit der 
Umsetzung und Einbettung der Daten in das Geoinformationssystem "denkmal.nrw" 
schrittweise begonnen. 

Veröffentlich werden, soweit verfügbar, alle Daten die gemäß der Verordnung über 
die Führung der Denkmalliste (Denkmallisten-Verordnung, DL V) vom 13.03.2015 
unter§ 2 Abs. 1 DLV geführt werden: 

"(1) Die Denkmalliste ist aktuell zu halten und muss folgende Angaben enthalten: 

1. die eindeutige Nummerierung des Denkmals, bestehend aus einer Kombinati­
on des amtlichen Gemeindeschlüssels und einer von der Gemeinde vergebe­
nen laufenden Nummer, 

2. die Kurzbezeichnung des Denkmals, 

3. die lagemäßige Bezeichnung des Denkmals mit direkter Georeferenzierung 
(Koordinate im Koordinatenreferenzsystem ETRS89/UTM) oder mindestens 
der Zuordnung zum Flurstück oder der Adresse (Gemeinde, Straßenname und 
Hausnummernbezeichnung) oder der Grundbuchbezeichnung, 

4. die Darstellung der wesentlichen charakteristischen Merkmale des Denkmals 
in Text, Bild und Plan; die Bildauswahl, sowie bei ortsfesten Bau-und Boden­
denkmälern die Auswahl des Planmaterials, soll mit parzellenscharfer Abgren­
zung und mit Blick auf die Anforderungen unter Nummer 3 und 5 erfolgen und 
diese hinreichend unterstützen, 
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5. die Begründung der Denkmaleigenschaft anhand der gesetzlichen Tatbe­
standsmerkmale gemäß§ 2 Absatz 1 des Denkmalschutzgesetzes des Lan­
des Nordrhein-Westfalen vom 11. März 1980 (GV. NRW. S. 226, ber. S. 716), 
das zuletzt durch das Gesetz vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 488) geändert 
worden ist, und 

6. den Tag der Eintragung des Denkmals." 

Hinweise zum Datenschutz: 

Die für die Darstellung gern. § 2 Abs. 1 Nr. 4 DLV erhobenen Bilder werden lediglich 
Außenaufnahmen der Denkmäler abbilden, welche von einem öffentlichen Weg, 
Platz oder Straße aufgenommen werden. Informationen, welche Rückschlüsse auf 
Personen ziehen lassen (z.B. Klingelschilder, Kfz-Kennzeichen o.ä.), werden un­
kenntlich gemacht. 

Bei der Digitalen Denkmalliste der Stadt Marsberg handelt es sich um ein Geoinfor­
mationssystem, welches besonderen datenschutzrechtlichen Anforderungen gerecht 
werden muss. Im Einvernehmen mit dem Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit des Landes Nordrhein-Westfalen (LDI NRW) wird daher folgen­
des mitgeteilt: 

Datenschutzrechtlich Betroffene haben das Recht, gegen eine Veröffentlichung die­
ser Daten Widerspruch einzulegen. Falls ein schriftlicher Widerspruch von daten­
schutzrechtlich Betroffenen vorliegt, werden die das jeweilige Denkmal betreffenden 
personenbezogenen Angaben aus der Denkmalliste solange nicht abrufbar gestaltet, 
bis die dann nachfolgende lnteressensabwägung zwischen den geltend gemachten 
schutzwürdigen Interessen des Betroffenen und den schon im voraussetzungslosen 
Einsichtsrecht für Jedermann in die Denkmalliste gemäß § 3 Denkmalschutzgesetz 
NRW dokumentierten öffentlichen Interesse abgeschlossen ist. Überwiegt danach 
das öffentliche Interesse, wird die erneute Freischaltung erfolgen, ggf. in veränderter 
Form. 

Der Widerspruch ist beim Bürgermeister der Stadt Marsberg, Lillers-Straße 8, 34431 
Marsberg schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde er­
hoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: info@marsberg.de. 

Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter si­
cherer Anmeldung nach dem De-Maii-Gesetz erhoben werden. Die De-Maii-Adresse 
der Stadt Marsberg lautet: info@marsberg.de-mail.de. 

Marsberg, den 23.03.2020 
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Bekanntmachungsanordnung 

Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO angeordnet, die am 13.02.2020 von der Verbands­
versammlung des Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lippe und Paderborn und der Städte 
Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Paderborn beschlossene Änderung 
der Satzung der Sparkasse Paderborn-Detmold bekannt zu machen. Das Ministerium der Finan­
zen des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben vom 09.03.2020 die beschlossene Ände­
rung der Satzung der Sparkasse Paderborn-Detmold gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 des Sparkassenge­
setzes Nordrhein-Westfalen genehmigt. 

Die Satzung der Sparkasse Paderborn-Detmold wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die 
Satzung tritt am 01.04.2020 in Kraft. 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW.S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. 
April 2019 (GV. NRW. S. 202, beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wur­
de nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Sparkassenzweckverband vorher ge­
rügt und dabei die verletzte Rechtvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Die Satzung hat folgende Fassung: 

Satzung 
für die Sparkasse Paderborn-Detmold 

(Lippische Spar- und Leihekasse) 

Zweckverbandssparkasse der Kreise Lippe und Paderborn und der Städte Barntrup, Blomberg, 
Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Paderborn 

§ 1 
Name und Sitz 

(1) Die Sparkasse Paderborn-Detmold (Lippische Spar- und Leihekasse) mit dem Sitz in Det­
mold und Paderborn ist eine mündelsichere, dem gemeinen Nutzen dienende rechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie führt ihre Geschäfte nach kaufmännischen Grundsätzen. 
Die Erzielung von Gewinn ist nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes. 
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(2) Im Geschäftsverkehr kann die Sparkasse die Kurzbezeichnung Sparkasse Paderborn­
Detmold führen. 

(3) Die Sparkasse ist Mitglied des Sparkassenverbandes Westfalen-Lippe. 

(4) Die Sparkasse führt das dieser Satzung beigedruckte DienstsiegeL 

§2 
Träger 

Träger der Sparkasse ist der Sparkassenzweckverband der Kreise Lippe und Paderborn und der 
Städte Barntrup, Blomberg, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Paderborn. 

§3 
Organe 

Organe der Sparkasse sind der Verwaltungsrat und der Vorstand. 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 

a) dem vorsitzenden Mitglied, 

§4 
Verwaltungsrat 

b) 11 weiteren sachkundigen Mitgliedern und 
c) 6 Dienstkräften der Sparkasse. 

(2) Abweichend von Absatz 1 besteht der Verwaltungsrat bis zum Ablauf der in 2020 endenden 
Kommunalwahlperiode aus 

a) dem vorsitzenden Mitglied, 
b) 25 weiteren sachkundigen Mitgliedern und 
c) 13 Dienstkräften der Sparkasse. 

(3) Abweichend von Absatz 1 besteht der Verwaltungsrat in der Kommunalwahlperiode 2020 bis 
2025 aus 

a) dem vorsitzenden Mitglied, 
b) 13 weiteren sachkundigen Mitgliedern und 
c) 7 Dienstkräften der Sparkasse. 

(4) Die Ausgabe von Genussrechten, die Eingehung nachrangiger Verbindlichkeiten sowie die 
Aufnahme von Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter und sonstiger haftender Eigenmittel 
bedürfen der Zustimmung des Verwaltungsrates. 
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(5) An den Sitzungen des Verwaltungsrats nehmen die Hauptverwaltungsbeamten der Mitglieder 
des Sparkassenzweckverbandes mit beratender Stimme teil, soweit sie nicht vorsitzendes 
Mitglied, Mitglied oder Beanstandungsbeamter des Verwaltungsrates sind. 

§5 
Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern. 

(2) Der Verwaltungsrat kann zwei stellvertretende Mitglieder des Vorstandes bestellen. 

§6 
Vertretung der Sparkasse 

(1) Die Sparkasse wird durch zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 

(2) Der Vorstand ist berechtigt, einzelnen Vorstandsmitgliedern oder anderen Beschäftigten der 
Sparkasse Vertretungsmacht für einzelne oder bestimmte Arten von Geschäften zu erteilen. 
Das gilt insbesondere für den Erwerb und die Veräußerung oder Belastung von Grundstü­
cken oder grundstücksgleichen Rechten der Sparkasse sowie für Vollmachten an Dritte zur 
Wahrnehmung der Interessen der Sparkasse (z.B. in Rechtsstreitigkeiten, Zwangsversteige­
rungen). 

(3) Vorstandsmitglieder im Sinne dieser Regelung sind ordentliche und stellvertretende Vor­
standsmitglieder. 

§7 
Kredite und Beteiligungen 

Gebiet nach § 3 Abs. 1 a) des Sparkassengesetzes ist das Gebiet des Trägers, sind die an den 
Kreis Paderborn angrenzenden Kreise, die an den Kreis Lippe angrenzenden Amtsgerichtsbezir­
ke sowie der Amtsgerichtsbezirk Korbach. 

§8 
in krafttreten der Satzung 

Diese Satzung tritt am 01.04.2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung in der Fassung der Bekanntmachungen vom 21.02.2019 im Amts­
blatt der Stadt Marsberg Nr. 2, vom 11.02.2019 im Kreisblatt-Amtsblatt des Kreises Lippe und 
seiner Städte und Gemeinden Nr. 7, sowie vom 06.02.2019 im Amtsblatt für den Kreis Paderborn 
Nr. 6 außer Kraft. 

- 103-



(Dienstsiegel) 

Thorsten Paulussen 

Verbandsvorsteher des Sparkassenzweckverbandes 
der Kreise Lippe und Paderborn und der 

Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Paderborn 

Ausfertigungsvermerk 

Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO bestätigt, dass der Wortlaut der 

Satzung der Sparkasse Paderborn-Detmold 

mit dem Beschluss der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lip­
pe und Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und 
Paderborn über die 

Änderung der Satzung der Sparkasse Paderborn-Detmold, 

den die Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 13.02.2020 gefasst hat, übereinstimmt und 
dass die Satzung ordnungsgemäß zu Stande gekommen ist. 

Detmold I Paderborn, den 10.03.2020 

gez. 
Der Verbandsvorsteher 
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Aufhebung der Allgemeinverfügungen 
zum Zwecke der Verhinderung der Verbreitung der 

Atemwegserkrankung "Covid-19" durch den Corona-Viruserreger 
SARS-CoV-2 

Meine "AIIgemeinverfügungen zum Zwecke der Verhinderung der Verbreitung der 
Atemwegserkrankung "Covid-19" durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2" 

-AI/gemeinverfügungen vom 16.03.2020 und 18.03.2020-
hebe ich auf. 

Begründung: 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat am 22.03.2020 eine für das gesamte Land Nordrhein-Westfalen allgemein 
verbindliche (Rechts-) "Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO)" erlassen (Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 6a vom 22.03.2020, S. 178). 

Mit dem lnkrafttreten der vorbezeichneten Verordnung bedarf es meiner o. a. 
Allgemeinverfügungen nicht mehr. 

Marsberg, den 03.04.2020 
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Hinweis zur 
Aufhebung der Allgemeinverfügungen der Stadt Marsberg vom 16.03.2020 und 18.03.2020 

Die o. g. Allgemeinverfügungen der Stadt Marsberg wurden zwar aufgehoben. Die höherrangige 
"Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-VoV-2 (CoronaSchVO)" 
des Landes Nordrhein-Westfalen gilt jedoch weiter. Diese ist nachstehend abgedruckt: 

Verordnung zum Schutz 
vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(CoronaSchVO) 
Vom 22. März 2020 

Auf Grund der§§ 32, 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBII S. 1045) sowie des§ 10 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz vom 28. November 2000 (GV. NRW. S. 701), der durch Artikel 
3 der Verordnung vom 21. Januar 2017 (GV. NRW. S. 219) geändert worden ist, wird 
verordnet: 
§ 1 
Reiserückkehrer aus Infektionsgebieten 
(1) Reiserückkehrer aus Risikogebieten nach RKI-Kiassifizierung dürfen vor Ablauf von 14 
Tagen nach dem Aufenthalt in dem Risikogebiet folgende Bereiche nicht betreten: 
1. Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Heilpädagogische 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der "Kinderbetreuung in besonderen 
Fällen", Schulen und Heime, in denen überwiegend minde~ährige Personen betreut werden) 
sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach§ 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe), 
2. Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen sowie Tageskliniken, 
3. stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen 
im Sinne des SGB XII sowie ähnliche Einrichtungen, 
4. Berufsschulen, 
5. Hochschulen. 
(2) Ausgenommen von den Betretungsverboten nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 sind Personen, 
die für die medizinische oder pflegerische Versorgung oder die Aufrechterhaltung des 
Betriebes zwingend erforderlich sind. Die Entscheidung obliegt der jeweiligen Einrichtungsleitung 
und ist entsprechend zu dokumentieren. Die jeweils aktuell geltenden RKI-Richtlinien 
sind zu beachten. 
§2 
Stationäre Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen 
(1) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, vollstationäre Einrichtungen 
der Pflege und Wohnformen der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im Sinne des 
SGB XII sowie ähnliche Einrichtungen haben die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um den Eintrag von Coronaviren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen und persönliche 
Schutzausrüstung einzusparen. 
(2) ln den Einrichtungen nach Absatz 1 sind Besuche untersagt, die nicht der medizinischen 
oder pflegerischen Versorgung dienen oder aus Rechtsgründen erforderlich sind. Die Einrichtungsleitung 
soll Ausnahmen unter Schutzmaßnahmen und nach Hygieneunterweisung zulassen, 
wenn es medizinisch oder ethisch-sozial geboten ist (z.B. auf Geburts- und Kinderstationen 
sowie bei Palliativpatienten). 
(3) Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für Bewohner/ 
Patienten und Besucher müssen geschlossen werden. Ausnahmsweise darf die Einrichtungsleitung 
den Betrieb für die Beschäftigten der Einrichtung aufrechterhalten. 
(4) Sämtliche öffentlichen Veranstaltungen wie beispielsweise Vorträge, Lesungen, Informationsveranstaltungen 
sind untersagt. 
§3 
Freizeit-, Kultur-, Sport- und Vergnügungsstätten 
(1) Der Betrieb der folgenden Einrichtungen und Begegnungsstätten sowie die folgenden Angebote 
sind untersagt: 
1. Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Opern- und Konzerthäuser, Kinos, Museen und ähnliche 
Einrichtungen unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft und den Eigentumsverhältnissen, 
2. Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks, Angebote von Freizeitaktivitäten (drinnen 
und draußen), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 
3. Fitness-Studios, Sonnenstudios, Schwimmbäder, "Spaßbäder", Saunen und ähnliche Einrichtungen, 
4. Spiel- und Bolzplätze, 
5. Volkshochschulen, Musikschulen, sonstige öffentliche und private außerschulische Bildungseinrichtungen, 
6. Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Einrichtungen, 
7. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen. 
(2) Untersagt sind jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen 
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sowie alle Zusammenkünfte in Vereinen, Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen. 
§4 
Bibliotheken, Hochschulbibliotheken 
Bibliotheken einschließlich Bibliotheken an Hochschulen haben den Zugang zu ihren Angeboten 
zu beschränken und nur unter strengen Schutzauflagen (insbesondere Besucherregistrierung 
mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben für Mindestabstände 
zwischen Lese- und Arbeitsplätzen von 2 Metern, Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen 
zu richtigen Hygienemaßnahmen) zu gestatten. 
§5 
Handel 
(1) Zulässig bleiben der Betrieb von 
1. Einrichtungen des Einzelhandels für Lebensmittel, Direktvermarktungen von landwirtschaftlichen 
Betrieben, Abhol- und Lieferdiensten sowie Getränkemärkten, 
2. Apotheken, Sanitätshäusern und Drogerien, 
3. Tankstellen, Banken und Sparkassen sowie Poststellen, 
4. Reinigungen und Waschsalons, 
5. Kioske und Zeitungsverkaufsstellen, 
6. Tierbedarfsmärkten, 
7. Einrichtungen des Großhandels. 
Die Anzahl von gleichzeitig im Geschäftslokal anwesenden Kunden darf eine Person pro zehn 
Quadratmeter der für Kunden zugänglichen Lokalfläche nicht übersteigen. 
(2) Die Veranstaltung von Wochenmärkten bleibt zulässig unter Beschränkung auf den Einrichtungen 
des Absatzes 1 entsprechende Anbieter. 
(3) Der Betrieb von Bau- und Gartenbaumärkten bleibt zur Versorgung von Gewerbetreibenden 
und Handwerkern zulässig. Anderen Personen darf der Zutritt nur gestattet werden, wenn 
zum Schutz vor Infektionen geeignete Vorkehrungen getroffen sind (insbesondere Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Mindestabständen und Schutzvorrichtungen für das Kassenpersonal); 
unter diesen Voraussetzungen dürfen auch Floristen ihren Betrieb fortsetzen. 
(4) Der Betrieb von nicht in den Absätzen 1 oder 3 genannten Verkaufsstellen des Einzelhandels 
ist untersagt. Zulässig ist insoweit lediglich der Versandhandel und die Auslieferung bestellter 
Waren; die Abholung bestellter Waren durch Kunden ist nur zulässig, wenn sie unter 
Beachtung von Schutzmaßnahmen vor Infektionen kontaktfrei erfolgen kann. 
(5) Abweichend von Absatz 4 dürfen Verkaufsstellen mit gemischtem Sortiment, das auch 
Waren umfasst, die dem regelmäßigen Sortiment einer der in den Absätzen 1 und 3 genannten 
Verkaufsstellen entsprechen, unter den nachfolgenden Voraussetzungen betrieben werden. 
Bilden diese Waren den Schwerpunkt des Sortiments ist der Betrieb der Verkaufsstelle insgesamt 
zulässig, anderenfalls ist nur der Verkauf dieser Waren zulässig. 
(6) Alle Einrichtungen haben die erforderlichen Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung 
des Zutritts, zur Vermeidung von Warteschlangen und zur Gewährleistung eines Mindestabstands 
von 1 ,5 Metern zwischen Personen zu treffen. 
§6 
Sonntagsöffnung 
Geschäfte des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkte, Abhol- und Lieferdienste sowie 
Geschäfte des Großhandels dürfen über die bestehenden gesetzlichen Regelungen hinaus 
an Sonn- und Feiertagen von 13 bis 18 Uhr öffnen; dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag 
und Ostermontag. Apotheken dürfen an Sonn- und Feiertagen generell öffnen. 
§7 
Handwerk, Dienstleistungsgewerbe 
(1) Handwerker und Dienstleister können ihrer Tätigkeit mit Vorkehrungen zum Schutz vor 
Infektionen weiterhin nachgehen, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt 
ist. 
(2) Augenoptikern, Hörgeräteakustikern, orthopädischen Schuhmachern und anderen Handwerkern 
mit Geschäftslokal ist dort der Verkauf von nicht mit handwerklichen Leistungen 
verbundenen Waren untersagt; ausgenommen ist notwendiges Zubehör. ln den Geschäftslokalen 
sind die erforderlichen Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Vermeidung 
von Warteschlangen und zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1 ,5 Metern 
zu treffen. 
(3) Dienstleistungen und Handwerksleistungen, bei denen ein Mindestabstand von 1 ,5 Metern 
zum Kunden nicht eingehalten werden kann (insbesondere von Friseuren, Nagelstudios, Tätowierern, 
Massagesalons), sind untersagt. Therapeutische Berufsausübungen, insbesondere von 
Physio- und Ergotherapeuten, bleiben gestattet, soweit die medizinische Notwendigkeit der 
Behandlung durch ärztliches Attest nachgewiesen wird und strenge Schutzmaßnahmen vor 
Infektionen getroffen werden. Das gleiche gilt für gesundheitsorientierte Handwerksleistungen 
(Hörgeräteakustiker, Optiker, orthopädischen Schuhmacher etc.), die zur Versorgung der 
betreffenden Person dringend geboten sind. 
§8 
Beherbergung, Tourismus 
Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken und Reisebusreisen sind untersagt. 
§9 
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Gastronomie 
(1) Der Betrieb von Restaurants, Gaststätten, Imbissen, Mensen, Kantinen, Kneipen, Cafes 
und anderen gastronomischen Einrichtungen ist untersagt. Nicht öffentlich zugängliche Betriebskantinen 
dürfen zur Versorgung der Beschäftigten betrieben werden, wenn die erforderlichen 
Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Vermeidung von Warteschlangen 
und zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1 ,5 Metern gewährleistet sind. 
{2) Abweichend von Absatz 1 sind die Belieferung mit Speisen und Getränken sowie der Außer­
Haus-Verkauf durch Restaurants, Gaststätten, Imbisse, Mensen, Cafes und Kantinen zulässig, 
wenn die zum Schutz vor Infektionen erforderlichen Abstände eingehalten werden. Der 
Verzehr ist in einem Umkreis von 50 Metern um die gastronomische Einrichtung untersagt. 
§ 10 
Einkaufszentren 
Der Zugang zu Einkaufszentren, "Shopping Malls", "Factory Outlets" und vergleichbaren 
Einrichtungen ist nur zulässig, wenn sich dort nach den §§ 5, 7 und 9 zulässige Einrichtungen 
befinden, und nur zu dem Zweck, diese Einrichtungen aufzusuchen. 
§ 11 
Veranstaltungen, Versammlungen, Gottesdienste, Beerdigungen 
(1) Veranstaltungen und Versammlungen sind untersagt. Ausgenommen sind Veranstaltungen, 
die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfürund 
-vorsorge (insbesondere Blutspendetermine) zu dienen bestimmt sind. Dabei sind die 
Vorkehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Vermeidung von Warteschlangen 
und zur Gewährleistung eines Mindestabstands von 1 ,5 Metern zu gewährleisten. 
(2) Die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
zuständigen Behörden können für Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz 
Ausnahmen zulassen, wenn die Veranstalter die Einhaltung der für den Schutz der Bevölkerung 
vor Infektionen erforderlichen Maßnahmen (insbesondere Mindestabstände) sichergestellt 
haben. Satz 1 gilt entsprechend für Veranstaltungen, die der Grundversorgung der Bevölkerung 
dienen. 
(3) Versammlungen zur Religionsausübung unterbleiben; Kirchen, Islam-Verbände und jüdische 
Verbände haben entsprechende Erklärungen abgegeben. 
(4) Zulässig sind Erd- und Urnenbestattungen sowie Totengebete im engsten Familienkreis, 
wenn die erforderlichen Vorkehrungen zur Hygiene und zur Gewährleistung eines Mindestabstands 
von 1 ,5 Metern eingehalten werden. 
§12 
Ansammlungen, Aufenthalt im öffentlichen Raum 
(1) Zusammenkünfte und Ansammlungen in der Öffentlichkeit von mehr als 2 Personen sind 
untersagt. Ausgenommen sind 
1. Verwandte in gerader Linie, 
2. Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartner sowie in häuslicher Gemeinschaft lebende 
Personen, 
3. die Begleitung minderjähriger und unterstützungsbedürftiger Personen, 
4. zwingend notwendige Zusammenkünfte aus geschäftlichen, beruflichen und dienstlichen 
sowie aus prüfungs- und betreuungsrelevanten Gründen, 
5. bei der bestimmungsgemäßen Verwendung zulässiger Einrichtungen unvermeidliche Ansammlungen 
(insbesondere bei der Nutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs). 
Zur Umsetzung des Verbots in Satz 1 können die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Behörden generelle Betretungsverbote 
für bestimmte öffentliche Orte aussprechen. 
(2) Das Picknicken und Grillen auf öffentlichen Plätzen und Anlagen ist untersagt. Die nach 
§ 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen 
Behörden können zur Umsetzung des Verbots in Absatz 1 Satz 1 weitere Verhaltensweisen 
im öffentlichen Raum generell untersagen. 
§13 
Verfügungen der örtlichen Ordnungsbehörden 
Die Bestimmungen dieser Verordnung gehen widersprechenden und inhaltsgleichen Allgemeinverfügungen 
der nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz zuständigen Behörden vor. Im Übrigen, insbesondere hinsichtlich darin 
verfügter weitergehender Schutzmaßnahmen, bleiben bereits erfolgte oder zukünftige Anordnungen 
der nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
zuständigen Behörden unberührt. 
§ 14 
Durchsetzung der Verbote, Bußgelder, Strafen 
(1) Die nach§ 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
zuständigen Behörden sind gehalten, die Bestimmungen dieser Verordnung 
energisch, konsequent und, wo nötig, mit Zwangsmitteln durchzusetzen. Dabei werden sie 
von der Polizei gemäß den allgemeinen Bestimmungen unterstützt. 
(2) Verstöße werden als Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro und als 
Straftaten mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren verfolgt(§§ 73 Absatz 1a Nummer 6, Absatz 
2, 75 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 3 und 4 des lnfektionsschutzgesetzes). Dabei sind die nach 
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den §§ 3, 9 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
zuständigen Behörden gehalten, Geldbußen auf mindestens 200 Euro festzusetzen. 
§ 15 
lnkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und am 20. April 2020 außer 
Kraft. 
Düsseldorf, den 22. März 2020 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Kari-Josef L a u m a n n 
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Sparkasse 
Paderborn-Detmold 

Sparkasse Paderbom-Detmold · Postfach 2460 · 33054 Paderbom 

OF 3045 OE31 15 8000 056C 

DV 03.20 0,80 Deutsche Post Q' ~~~ 
*072*86*l**K4000*1903* . 
Stadt Marsberg 
Der Bürgermeister 
Lillers-Str. 8 
34431 Marsberg 

Aufgebot einer Sparurkunde 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Marktservice 

Hauptstraße 28 
34431 Marsberg 

Karin Bakalla 

Telefon 05251 292-7218 
Fax 05251 292·87218 
karin.bakalla@ 
sparkasse-pd.de 

17. März 2020 

wir bitten folgendes Aufgebot im Amtsblatt für die Stadt Marsberg zu veröffentlichen: 

Die Sparurkunde Nr. 3742140332 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der ehemaligen 
Sparkasse Detmold istabhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkundewird aufgefordert, seine Rechte 
binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 
Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 17. März 2020 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 

Mit freundlichen Grüßen 

Karin Bakalla 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
Hathumarstraße 15-19 Paulinenstraße 34 
33098 Paderborn 32756 Detmold 
Amtsgericht Paderborn, HR A 2232 Amtsgericht Lemgo, HR A 3406 
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www.sparkasse-paderborn-detmold.de 
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